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Christoph Schaumann 

 

„Abgeblaßte Alpenveilchen", „Russenkinder" 

 

und „unsichere Kantonisten" 

 

Aufschlußreicher Beifang eines Quellenstudiums in 

 

Archiven der freien Wohlfahrtspflege 

 

1. Vorbemerkung 

 

Es waren hauptsächlich drei Argumen-
te, mit denen Freunde versuchten, mich 

 

von dem Projekt „Die Entwicklung der 

 

freien Wohlfahrtspflege unter besonde-
rer Berücksichtigung ihrer Reorganisa-
tion nach 1945 in Schleswig-Holstein"! 

 

abzubringen: 

 

Man warnte vor unsortierten Archi-

ven, die den Namen Archiv kaum ver-
dienten - es sei denn, man verstünde da-
runter einen klapprigen Schrank mit 20 

 

Aktenordnern. Es wurde zu bedenken 

 

gegeben, daß das Auswerten der Quel-
len ein recht einsames Geschäft werden 

 

würde, da die entsprechenden Akten in 

 

den letzten 50 Jahren nur durch eher 

 

wenige Hände gegangen sein sollen. 

 

Und außerdem - so das schlagkräftig-
ste Argument des besorgten Umfelds - 

 

würden die gut dreihundert Sitzungs-
protokolle der Kieler Arbeitsgemein-
schaft der freien Wohlfahrtspflege (AGW 

 

KI) und der Landesarbeitsgemeinschaft 

 

der freien Wohlfahrtsverbände (AGW 

 

S-H), die den Hauptteil der Quellen-
grundlage ausmachen sollten, höchstens 

 

Aufschluß über einen nicht besonders 

 

relevanten Aspekt trockener und lang-
weiliger Organisationsgeschichte des 

 

Nachkriegs-Schleswig-Holstein liefern. 

 

Zugegeben - die ersten beiden Argu-
mente stellten sich als nicht ganz un-
richtig heraus. Von langweiliger Orga-
nisations- und Verwaltungsgeschichte 

 

konnte jedoch nicht die Rede sein: 

 

Schon in der Anfangsphase des Struk-
turierens und Sichtens des tatsächlich 

 

recht ungeordneten Aktenbestandes stieß 

 

ich immer häufiger auf Quellen, die oft 

 

zwar nur mittelbar mit meinen For-
schungsinteresse - die Reorganisation der 

 

freien Wohlfahrtspflege - zu tun hatten, 

 

die Mentalität und das gesellschaftli-
ches Klima der schleswig-holstenischen 

 

Nachkriegszeit mindestens ebenso an-
schaulich widerspiegeln wie 'beispiels-
weise Hermann Glasers Darstellung der 

 

Kulturgeschichte der Bundesrepublik2, 

 

die Nordwestdeutschen Hefte3 oder die 

 

„Immenhof'- und „Stahlnetz"-Folgen des 

 

Fernsehens der 50er Jahre. 

 

So wäre mir die Existenz einer Orga-
nisation internierter Wehrmachtsange-
höriger mit dem Namen „Deutsche in 

 

Not", die 1945 „mal eben" 50.000 RM 

 

für Wohlfahrtsverbände spenden konn-
ten (Abschnitt II. dieses Beitrags) oder 

 

der Zusammenhang von nordamerika-
nischen Arbeitskämpfen und Süßigkei-
ten-Beuteln für Kieler Kinder (III.) ohne 
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dieses Quellenstudium wohl für immer 

 

verborgen geblieben. Auch der höchst 

 

aufschlußreiche „Bericht über die Lage 

 

der Stadt Kiel" vom Juli 1949 (VII.) ist 

 

weder Gegenstand einer lokal- oder lan-

desgeschichtlichen Darstellung noch in 

 

einem „regulären" Archiv vorhanden. 

 

Einige der Briefe und Sitzungsproto-
kolle sollen daher hier vorgestellt wer-
den. 

 

II. Die konstituierende Sitzung der Arbeitsgemeinschaft 

 

der freien Wohlfahrtspflege in Kiel am 22. Oktober 1945 

 

Ein Vertreter der öffentlichen Wohl-

fahrtspflege, Stadtmedizinalrat Prof. Dr. 

 

Klose, erinnerte sich angesichts der 

 

chaotischen Verhältnisse im Kiel der 

 

unmittelbaren Nachkriegszeit an Perso-

nen, die schon vor 1933 in der Kieler 

 

Wohlfahrtspflege tätig waren. Mit ihnen 

 

beabsichtigte er, die soziale und ge-
sundheitliche Situation der Kieler Be-

völkerung und mögliche Hilfsmaßnah-
men zu besprechen.4 Die am 22. Ok-
tober 1945 um 15 Uhr im Dienstzimmer 

 

von Prof. Klose - einem der wenigen 

 

nicht völlig zerstörten Räume des Kran-

kenhausgebäudes - abgehaltene Zusam-
menkunft kann als konstituierende 

 

Sitzung der Kieler Arbeitsgemeinschaft 

 

der freien Wohlfahrtspflege gelten. 

 

Der Kreis der bei diesem ersten 

 

Treffen der AGW Kiel Anwesenden setz-
te sich nicht nur aus Vertretern und Ver-
treterinnen derjenigen Spitzenverbände 

 

der freien Wohlfahrtspflege, die auch in 

 

der NS-Zeit weiterexistierten, also Cari-
tas und DRK (der Vertreter der Inneren 

 

Mission fehlte entschuldigt), und zwei 

 

Vertretern der gerade wieder zugelasse-
nen Arbeiterwohlfahrt zusammen. Ne-
ben einem Kaplan und einem Pastor, 

 

dem Bürgermeister und einem Rechtsan-
walt der „Gesellschaft der freiwilligen 

 

Armenfreunde", gehörte auch ein Major 

 

Götz als Vertreter der in der Sperrzone 

 

F internierten Wehrmachtsangehörigen 

 

zu den Teilnehmern dieser Sitzung. 

 

Nach der Entgegennahme einer Spen-
de von 50.000 RM der Hilfsgemein-
schaft „Deutsche in Not", einer Organi-
sation der internierten Wehrmachtsange-
hörigen, befaßten sich die Anwesenden 

 

der ersten Sitzung der Kieler Arbeitsge-
meinschaft der freien Wohlfahrtspflege 

 

mit den der britischen Militärregierung 

 

zur Genehmigung vorgelegten Richtli-
nien der AGW sowie mit der Bildung 

 

von Ausschüssen für die „Erledigung 

 

der notwendigen Winteraufgaben".5 

 

Zu den auf dieser Sitzung verab-
schiedeisen Richtlinien gehören nicht nur 

 

die „Förderung der planmäßigen Zu-
sammenarbeit der Mitgliederverbände un-
ter Wahrung deren Selbständigkeit" und 

 

die „Einleitung umfassender und wirk-
samer Vorsorge- und Fürsorgemaßnah-
men für Notleidende und Bedürftige". 

 

Ausdrücklich wird auch die „Bekämp-
fung des Mißbrauchs der Wohlfahrts-

pflege von seiten der gewerbsmäßigen 

 

Bettelei" als Aufgabe beschlossen. 

 

Schon in der ersten Sitzung der Kieler 

 

Arbeitsgemeinschaft wurden neben dem 

 

für grundsätzliche Organisationsfragen 

 

zuständigen Hauptarbeitsausschuß fünf 

 

für spezielle Arbeitsgebiete verantwort-
liche Unterausschüsse gebildet, die sich 

 

analog zum Hauptarbeitsausschuß pa-
ritätisch aus Vertretern der einzelnen 

 

Mitgliedsorganisationen zusammenset-
zen sollten. Außerdem wurden „inter-
essierte und fachlich besonders geeig-
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nete Mitarbeiter aus der Kieler Bürger-
schaft hinzugezogen." Beispiele sind 

 

der Stadtschulrat Dr. Danielsen im Aus-
schuß für Schulkinderspeisung oder der 

 

Inhaber des Kieler Wäschegeschäftes 

 

Meislahn im Ausschuß für Mütter und 

 

Säuglingsfürsorge.6 Die Ausschüsse 

 

und ihre Vorhaben im einzelnen: 

 

Der Ausschuß für Schulkinder-• 

 

speisung hatte sich zum Ziel gesetzt, 

 

1000 Kieler Schulkinder in der Zeit von 

 

November 1945 bis Ende März 1946 

 

täglich mit einer zusätzlichen warmen 

 

Mittagsmahlzeit zu versorgen. Das Es-
sen sollte in der Gemeinschaftsküche 

 

der Gesellschaft Freiwilliger Armen-
freunde gekocht werden und in den 

 

Schulen dann durch Mitglieder der frei-
en Wohlfahrtspflege mit Unterstützung 

 

der Lehrkräfte verteilt werden. Wie aus 

 

dem Sitzungsprotokoll hervorgeht, wa-
ren sich die Ausschußmitglieder be-

wußt, daß von den 1.000 Portionen nur 

 

6% der Kieler Schulkinder profitieren 

 

konnten. Da aber im Herbst 1945 20-
25% der Kieler Schulkinder als unter-
ernährt galten, war an eine spätere Aus-

weitung der Schulspeisung gedacht. Bis 

 

dahin sollten die „zunächst ausgesuch-
ten Kinder nach 10 Wochen ausge-
tauscht werden".7 Um die Kosten dieser 

 

markenfreien Schulspeisung, die zu-
nächst von der AGW KI allein ohne Zu-
schüsse finanziert wurde, zumindest et-
was zu senken, war an eine von den El-
tern zuzuzahlende Anerkennungsgebühr 

 

von mindestens zehn, höchstens jedoch 

 

50 Pfennig gedacht. 

 

• Der Ausschuß Kieler Weih-
nachtsbaum gründete sich mit dem 

 

Ziel, weihnachtliche Veranstaltungen vor-
zubereiten und Sammlungen für die 

 

dafür notwendigen Geld- und Sach-

spenden zu organisieren. Mit dem Auf-

stellen von großen beleuchteten Weih-
nachtsbäumen „trotz der Trümmer und 

 

Ruinen" sollte der Kieler Bevölkerung 

 

vorweihnachtliche Freude bereitet, aber 

 

auch gleichzeitig Werbung für die Ak-
tion des Kieler Weihnachtsbaums ge-
macht werden. Für das Jahr 1945 stan-
den die Vorbereitungen von Weih-
nachtsfeiern für Kinder sowie für Ein-
same im Vordergrund. Bei der Herstel-

lung von Kinderspielzeug wurde mit 

 

den internierten Wehrmachtssoldaten 

 

des „Hilfswerks Deutsche in Not" zu-
sammengearbeitet, wobei es der AGW 

 

KI allerdings Schwierigkeiten bereitete, 

 

das für diese Bastelarbeiten erforder-
liche Material zu beschaffen.8 

 

Das vordringlichste Problem des 

 

Ausschusses für Näh- und Wärme-
stuben war die Beschaffung von ge-
eigneten Räumen und deren tägliche 

 

Beheizung. Als Übergangslösung soll-
ten die Räume der städtischen Säug-
lingsfürsorgestellen genutzt werden. 

 

Das Aufsichtspersonal dafür sollte - so 

 

die Planung in der konstituierenden Sit-

zung - von den einzelnen Mitgliedsor-
ganisationen der Arbeitsgemeinschaft 

 

gestellt werden. Während das Problem 

 

der Sitzgelegenheiten durch die Nut-

zung von Bänken aus Bunkern schon 

 

gelöst war, fehlte es im Oktober 1945 

 

noch immer an den Nähmaschinen für 

 

die geplanten Nähstube. Die Verhand-

lungen mit der britischen Militärregie-
rung über Maschinen aus dem Bestand 

 

der früheren NS-Frauenschaft hatten zu 

 

diesem Zeitpunkt noch zu keinem kon-
kreten Ergebnis geführt. 

 

Aus dem Tätigkeitsbericht 1945-48 

 

geht jedoch hervor, daß der Auschuß 

 

seit Dezember 1945 in verschiedenen 

 

Stadtteilen Kiels insgesamt fünf Nähstu-
ben mit acht Nähmaschinen unterhielt. 
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Fünf Maschinen davon stammten aus 

 

ehemaligem NS-Vermögen und wurden 

 

dem Auschuß gegen Zahlung einer mo-
natlichen Miete von der Militärregie-
rung überlassen. An ihnen konnten 

 

Frauen aller Bevölkerungskreise unter 

 

Anleitung einer Schneiderin an be-
stimmten Wochentagen Ausbesserungs-
arbeiten oder Umänderungen an Klei-

dungsstücken vornehmen.9 

 

Unter dem allgemein herrschen-
den Mangel an dem Allernotwendigsten 

 

litt auch die Anfangsphase der Arbeit 

 

des Ausschusses für Mütter- und 

 

Säuglingsfürsorge. Es war zwar Kon-
takt zu einem Blindenheim in Timmen-
dorfer Strand aufgenommen worden, 

 

das bereit war, die dringend benötigten 

 

Säuglingskörbe zu flechten; das hierfür 

 

nötige Material hatte der Ausschuß je-
doch noch nicht bewilligt bekommen.19 

 

Der Ausschuß für Flüchtlings-
fürsorge hatte im Oktober 1945 noch 

 

kein klares Konzept für seine Tätigkeit. 

 

Der von der Stadtverwaltung geplanten 

 

zentralen Stelle für Flüchtlingsfürsorge 

 

sollte offensichtlich keine Konkurrenz ge-
macht, sondern vielmehr bei ihrer Ein-

richtung Hilfestellung geleistet werden." 

 

Auskunft über die Anfangsphase der 

 

verschiedenen Ausschüsse der Kieler 

 

Arbeitsgemeinschaft gibt das Protokoll 

 

der Sitzung vom 25. November 1945, in 

 

der die Vorsitzenden über die Tätigkei-
ten der einzelnen Ausschüsse berichte-
ten. Abschließend wurde festgestellt, 

 

„daß auf allen Gebieten die Arbeit gut 

 

anläuft und nicht unerhebliche prakti-
sche Erfolge bereits erzielt [worden] 

 

sind."12 Laut Protokoll der Sitzung wur-
de jedoch auch Kritik an den organisa-
torischen Mängeln geäußert, unter de-
nen die „Aktion Weihnachtsbaum" „trotz 

 

der guten Zusammenarbeit aller Betei-

ligten" gelitten habe. So sei aufgrund 

 

des Zeitdrucks versäumt worden, die 

 

roten Sammelbüchsen der NS V13 und 

 

des NS-Winterhilfswerks umzufärben, 

 

was zu gereizten Reaktionen von seiten 

 

der Bevölkerung geführt habe. 

 

III. Amerikanische Mennoniten kompensieren den „völligen Ausfall 

 

der von der Militärregierung versprochenen Süßigkeitenbeutel 

 

für 10000 Kinder" 

 

Eine entscheidende Änderung in der 

 

Arbeit der AGW KI im Jahr 1946 im 

 

Vergleich zu 1945 war das Anlaufen der 

 

Auslandshilfe, durch die die Mitarbeiter 

 

und Mitarbeiterinnen der in der Ar-

beitsgemeinschaft zusammengeschlosse-
nen Verbände erheblich entlastet wur-
den. Für die Stadt Kiel spielten dabei 

 

vor allem die gyoßangelegte Hilfsaktion 

 

der Schweiz - die sog. Schweizer Spende 

 

- sowie die Hilfeleistungen des „Menno-
nite Central Committee" (MCC), einer 

 

Organisation amerikanischer und kana-
discher Mennoniten, die zum Teil deut-

scher Abstammung waren, eine große 

 

Rolle» Vertreter und Vertreterinnen die-
ser Organisationen nahmen als Gäste an 

 

der Sitzung der Arbeitsgemeinschaft 

 

vom 16. November 1946 teil. „Die aus-
ländischen Gäste", die gekommen wa-
ren, „um nach Möglichkeit der Arbeits-

gemeinschaft zu helfen", griffen teilwei-
se direkt in die Diskussion ein und ver-

suchten, aufgetretene Probleme schon 

 

auf dieser Sitzung zu lösen. So erklärte 

 

sich Mr. Dyke vom MCC bereit, den 

 

„völligen Ausfall der von der Militärre-

gierung versprochenen Süßigkeitenbeu-
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Abb. 1: Mr. Dyke vom Mennonite Central Commitee erkundigt sich bei Kieler Kindern nach 

 

dem Geschmack der ausgeteilten Suppe 
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tel für 10.000 Kinder" durch das 

 

Backenlassen von Stollen für 7.000 Kin-
der zu kompensieren. Da die Nahrungs-
mitteldampfer infolge der amerikani-
schen Streiks zu dem Zeitpunkt noch 

 

nicht eingelaufen waren, hatte Dyke be-

züglich der Zutaten bereits mit dem 

 

Landesverband des DRK Gespräche 

 

geführt. Dieser war bereit, das Backen 

 

und die Auslieferung zu übernehmen» 

 

IV. Kiels Dank an die Mennoniten - das abgeblaßte Alpenveilchen 

 

Angesichts der zahlreichen Hilfslieferun-

gen ausländischer Organisationen für 

 

die Kieler Bevölkerung gerade in den 

 

Jahren 1946-1948 fühlte sich die Kieler 

 

Arbeitsgemeinschaft der freien Wohl-

fahrtspflege Ende 1948 verpflichtet, alle 

 

in bzw. für Kiel tätigen ausländischen 

 

Fa. Muth, Blumenhandlung 

 

Kiel  

 

Sophienblatt 

 

Hilfsorganisationen ihre Dankbarkeit 

 

auszudrücken. Daß dies zumindest im 

 

Fall des in Kiel besonders engagierten 

 

Mennonite Central Committee anders 

 

als geplant verlief, zeigt folgender Brief 

 

des langjährigen Vorsitzenden der Kie-
ler Arbeitsgemeinschaft Pastor Plath: 

 

3. Dezember 48 

 

Am 25. v. Mts erteilten wir Ihnen einen Auftrag, durch die Fleurop eine Blume 

 

zum Preise von DM 10,- nach Hamburg an das Mennonite Central Commitee von 

 

USA u. Canada zu schicken. Wie wir jetzt durch die deutsche Sekretärin des 

 

M.C.C. erfahren, ist von Ihnen der Auftrag denkbar schlecht ausgeführt worden. 

 

Es soll sich um ein ganz kümmerliches, abgeblasstes Alpenveilchen gehandelt 

 

haben, das keineswegs dem Preis von DM 10,- entsprach. Umso erstaunter sind 

 

wir, weil Herr Muth sen. persönlich den Auftrag ausführen wollte, weil er doch 

 

nach Hamburg fuhr. 

 

Es handelt sich bei dem Mennonite Central Commitee um eine ausländische 

 

Hilfsorganisation, die in den letzten Jahren unendlich viel für die Kieler Bevöl-

kerung getan hat. Es ist uns deshalb nicht nur peinlich, dass der Auftrag so 

 

schlecht ausgeführt wurde, sondern wir halten es geradezu für ein trauriges Zei-

chen, dass ausgerechnet ein Kieler Geschäftsmann aus einem Auftrag einer Wohl-

fahrtsorganisation an eine ausländische Hilfsorganisation einen Gewinn heraus-

zuschlagen versucht. Wir beanspruchen durchaus keine Sonderbehandlung, durften 

 

aber doch wohl erwarten, dass wir reel bedient werden. Wenn der Hauptschuldige 

 

in diesem Fall vielleicht ja auch die ausführende Hamburger Firma ist, so bürgt 

 

doch Ihre Firma für eine reelle und gute Ausführung des Auftrages, zumal - wie 

 

schon oben erwähnt - Herr Muth sen. sich persönlich bei seiner Hamburger Fahrt 

 

der Sache annehmen wollte. 

 

Wir werden aus diesem Vorfall die Konsequenzen ziehen und in Zukunft unsere 

 

Aufträge anderen Firmen erteilen. 

 

Im Auftrage: 

 

(Pastor Plath) 

 

Vorsitzender 
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V. „...nur 8 - 10 Pakete in Verlust geraten" - das Rendsburger 

 

Lagerhaus - Knotenpunkt bei der Verteilung von Care-Paketen 

 

Auch die Arbeit der Landesarbeitsge-
meinschaft der freien Wohlfahrtspflege 

 

war ab der zweiten Hälte des Jahres 

 

1946 duch das Anlaufen der ausländi-
schen Hilfslieferungen geprägt. Kuriose 

 

Schriftstücke wie der unter IV. zitierte 

 

Brief finden sich zwar nicht in den 

 

entsprechenden Unterlagen der AGW 

 

SH, dafür gibt ein Bericht von Pastor 

 

Mohr, dem Vorsitzenden der Landes-

arbeitsgemeinschaft, Aufschluß über ei-

nige praktische Aspekte der Hilfelei-

stungen der amerikanischen Care-Orga-
nisation für die Region Schleswig-Hol-
stein16: 

 

Demnach wurden im Rahmen der seit 

 

dem 1. Oktober 1946 laufenden Care-
Paket-Aktion bis zum 25. November 

 

1946 12.000 Pakete in SchIeswig-Hol-
stein verteilt. Diese Pakete gelangten per 

 

Schiff von Bremen nach Rendsburg, 

 

wurden dann zu 18 Verteilungsstellen 

 

innerhalb des Landes Schleswig-Hol-
stein gebracht und von dort aus durch 

 

das Evangelische Hilfswerk, die Arbei-
terwohlfahrt und das DRK weiterver-
teilt. 

 

Diese 45 Pfund schweren Pakete wa-
ren zum Teil für bestimmte Empfänger 

 

gedacht und in den USA von deren 

 

Angehörigen zum Preis von zehn Dollar 

 

gekauft worden. Die Adressen dieser 

 

Empfänger waren den Verteilungsstel-
len vom Care-Büro Bremen mitgeteilt 

 

worden. Mit Befriedigung weist Pastor 

 

Mohr darauf hin, daß das Care-Präsi-
dium nach verschiedenen Kontrollen die 

 

mit der Verteilung betrauten freien 

 

Wohlfahrtsverbände in Schleswig-Hol-
stein als „besonders gut arbeitend" be-
zeichnet hätten. So gelte das Lagerhaus 

 

in Rendsburg als das beste in der bri-
tischen Zone, da es sowohl über Gleis-
als auch Schiffsanschluß verfügt. Au-
ßerdem seien dort „durch Diebstahl nur 

 

8-10 Pakete in Verlust geraten". Auch 

 

die CARE-Paket-Aktion war durch die 

 

amerikanischen Streiks beeinträchtigt 

 

worden. 

 

Zum Zeitpunkt von Pastor Mohrs Be-
richt hatte sich jedoch die Situation 

 

wieder entspannt, und es war eine wei-
tere größere Paketlieferung für 'Bremen 

 

angekündigt. Die AGW SH hoffte, die-
se Pakete noch vor Weihnachten vertei-
len zu können. Mohr wies die Vertreter 

 

der einzelnen Verbände in diesem Zu-
sammenhang darauf hin, daß der von 

 

der AGW SH erwünschte Anteil von 

 

40% Freipaketen, d.h. Paketen, die für 

 

keinen speziellen Adressaten bestimmt 

 

waren, am ehesten durch „exaktes Ar-
beiten bei der Verteilung" erreicht wer-
den könnte. Hierzu gehörte auch das 

 

zügige Zurücksenden der Empfangs-
quittung an den Spender. 

 

Auch in diesem Punkt wurde in der 

 

britischen Zone besser gearbeitet als in 

 

der amerikanischen. Laut Protokoll wur-
den für die 120.000 in der britischen Zo-
ne verteilten Pakete 105.000 Quittungen 

 

zurückgesandt, in der amerikanischen 

 

Zone dagegen nur 10.000. Aus diesem 

 

Grund sollte auch der Leiter der CARE-
Aktion in der britischen Zone, ein Mr. 

 

Randloff, die Leitung für „das ganze 

 

Reich"17 übernehmen. Das schlechte 

 

Funktionieren zu Beginn der CARE-
Aktion hätte diese gefährdet. 

 

Als weitere Maßnahme zur Verbes-

serung der Paketverteilung hatten die 

 

Organisatoren von CARE beschlossen, 
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Abb. 2: Food for Relief- Lebensmittelspende des Mennonite Central Committee 
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daß die gesamten dabei anfallenden Ko-
sten - auch die Speditionskosten inner-
halb der Besatzungszonen - von der ame-
rikanischen Zentrale getragen werden 

 

und daß die für die Verteilung zustän-

digen Mitarbeiter der deutschen Wohl-

fahrtsorganisationen nach Möglichkeit 

 

Anrecht auf ein Freipaket haben sollten. 

 

Vl. „Denunziation" und „Kommunistenfurcht" - 

 

Der Briefwechsel der AGW KI 

 

Einblick in eine spezielle Facette der in 

 

der Vorbemerkung angesprochenen 

 

Nachkriegsmentalität eröffnet der inter-
ne Briefwechsel der Kieler Arbeitsge-
meinschaft. Im Gegensatz zu den Sit-

zungsprotokollen mußte hier weder 

 

Rücksicht auf Vertreter der Militärre-

gierung noch auf das bei Protokollen 

 

übliche Gebot der Sachlichkeit und 

 

„Seriösität" genommen werden. Mei-

nungsverschiedenheiten, persönliche An-
sichten und Intrigen, alles Dinge, die 

 

Auskunft über das in einer Organisation 

 

herrschende Klima geben, werden da-
her vor allem in den Briefen wie den 

 

folgenden „ungefiltert" wiedergegeben: 

 

Die Fürsorgerin Andrae, die einzige 

 

festangestellte Kraft der Kieler Arbeits-

gemeinschaft, schickte dem Vorsitzen-
den der AGW KI am 17. März 1947 

 

einen Bericht über die Säuglingsfür-
sorge der Arbeitsgemeinschaft. In ei-
nem Anschreiben hierzu trägt sie nach 

 

einigen marginalen Äußerungen zur 

 

AGW ihr eigentliches Anliegen vor: 

 

„Ich bitte Sie, den Küchenhelfer Ach-

terberg zu entlassen. Er hat schon vor 

 

einiger Zeit eine Platte Fett gestohlen, 

 

die ihm wieder abgenommen wurde. 

 

Meines Erachtens hätte man ihn damals 

 

sofort entlassen müssen, um ein Exem-

pel zu statuieren. Ein Betrieb wie der 

 

unsrige kann sich solche unsicheren 

 

Kantonisten nicht leisten und wir kön-
nen ihre Weiterbeschäftigung vor den 

 

Ausländern nicht verantworten. Inzwi-

schen hat Achterberg für eine verlän-

gerte Arbeitszeit von den Schweizern 

 

ein kleines Päckchen Kaffee bekommen 

 

und das sofort für 50,- an die Küchen-
helferin Frau Turban verkauft. Als letz-
tes vermißt Frau Scholz ihre Zusatz-
karten und auch für diesen Diebstahl 

 

kann eigentlich nur Achterberg infrage 

 

kommen. Nachgewiesen ist es ihm bis-
her nicht. Mit herzlichem Gruß! Ihre a. 

 

[sie!]" 18 

 

Dieses eindeutige Beispiel von De-
nunziation und besonders der Sprach-
duktus, in der diese abgefaßt ist 

 

(„Exempel statuieren", „unsicherer Kan-

tonist") zeigen, daß zwölf Jahre auto-
ritärer NS-Herrschaft auch an Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern von Organi-
sationen wie der AGW KI nicht spurlos 

 

vorübergegangen sind. 

 

In diesem Zusammenhang ist auch die 

 

Reaktion der Kieler Arbeitsgemeinschaft 

 

auf einen Antrag der Vereinigung der 

 

Verfolgten des Naziregimes (V.V.N.) 

 

recht aufschlußreich. Die V.V.N. stellte 

 

als Interessenvertretung der politisch 

 

Verfolgten in ihrem Schreiben fest, daß 

 

diese Gruppe bei der Verteilung von 

 

Care-Paketen, die nicht für einen be-
stimmten Empfänger gedacht waren, bis-
her noch nicht bedacht worden war. Da 

 

die V.V.N. davon ausging, daß die Ver-

teilung in Kiel von einem Ausschuß der 

 

freien Wohlfahrtsverbände vorgenommen 

 

wurde, beantragten sie, in diesen Aus-
schuß mit aufgenommen zu werden.19 
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Plath stellte daraufhin zunächst in ei-
nem Antwortschreiben zu Recht klar, 

 

daß die wenigen nach Kiel kommenden 

 

„freien Care-Pakete" nicht der AGW 

 

KI, sondern den einzelnen Wohlfahrts-
verbänden zugeteilt würden, und ver-
wies die V.V.N. an den „Zentralaus-
schuß der freien Wohlfahrtspflege für 

 

die Verteilung ausländischer Liebesga-
ben in Bielefeld".20 Über ein halbes 

 

Jahr später wurde der Antrag der 

 

V.V.N. aus nicht ersichtlichen Gründen 

 

an Mr. Dyck vom Mennonite Central 

 

Committee geschickt, versehen mit ei-
nem Anschreiben der Fürsorgerin An-
drae, in dem sie Dyck gegenüber be-
dauert, „Ihnen das beigefügte Schreiben 

 

der kommunistischen Partei zuschicken 

 

zu müssen. Bei der ganzen Haltung, die 

 

diese Partei gegenüber religiösen Din-

gen einnimmt, wirkt diese Bitte außer-
ordentlich befremdend.''21 

 

Das zuletzt zitierte Schreiben an das 

 

Mennonite Central Committee gibt je-
doch nicht nur über die in der Kieler 

 

Arbeitsgemeinschaft der freien Wohl-

fahrtspflege herrschende bürgerlich-
konservative Grundstimmung Auskunft, 

 

sondern vermittelt darüber hinaus auf 

 

recht drastische Weise einen Eindruck 

 

von den Problemlagen, mit denen die 

 

AGW KI 1947 konfrontiert war. 

 

Fürsorgerin Andrae bittet in dem Brief 

 

das Mennonite Central Committee um 

 

konkrete Einzelfallhife für zwei Perso-

nen, deren Schicksal sie schildert: Bei 

 

dem ersten Fall handelt es sich um ei-
nen völlig mittellosen Kieler Studenten, 

 

der an offener Tuberkulose erkrankt ist, 

 

bei dem zweiten um eine Frau H. aus 

 

einem Kieler Vorort. 

 

Frau H. ist im dritten Monat schwan-

ger und soll nach dem Willen der AGW 

 

KI nach Möglichkeit ab dem 5. Monat 

 

von dem Mennonite Central Committee 

 

betreut werden: „Die Eheleute H. sind 

 

vor einem Jahr von den Polen aus-

gewiesen worden. Frau H. war vorher 

 

von den Russen vergewaltigt und hat 

 

auch ein Russenkind, das bei ihr ist. 

 

Der Mann wünscht sich durchaus ein 

 

eigenes Kind. Frau H. hatte im Juli 

 

1947 eine Frühgeburt, die trotz bester 

 

Pflege durch die Mutter nach zwei Mo-
naten starb. Sehr schlechte Wohnver-
hältnisse."22 

 

VII. „Die ärmste Stadt im ärmsten Land" - 

 

Der „Bericht über die Lage der Stadt Kiel" 

 

In der Zeit kurz vor und kurz nach der 

 

Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land schien eine Diskrepanz zwischen 

 

dem Bild, welches das Ausland von der 

 

Not in Deutschland hatte, und dem Bild 

 

der Deutschen darüber zu herrschen. So 

 

wurde dem Vorsitzenden der AGW KI 

 

im April 1949 von einem Vertreter des 

 

Mennonite Central Committee mitge-
teilt, daß die amerikanischen Spenden 

 

stark zurückgingen. Als Grund dafür 

 

wurde neben der Wirtschaftsdepression 

 

die in der USA herrschende Meinung, 

 

daß "Deutschland selbst schon wieder 

 

alles hat"23, angegeben. 

 

Eine Auffassung, die in Deutschland 

 

alles andere als geteilt wurde. Der „Be-
richt über die Lage der Stadt Kiel", den 

 

die Fürsorgerin Andrae im Juli 1949 für 

 

die AGW KI verfaßte, wird mit einer 

 

Passage aus einem in der Schwäbischen 

 

Landeszeitung Augsburg abgedruckten 

 

Artikel eingeleitet, in dem die Stadt 

 

Kiel als „die ärmste Stadt im ärmsten 
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Land Deutschlands" bezeichnet wird. 

 

Illustriert wird dies mit folgender 

 

Schilderung: „Wohl in keiner Großstadt 

 

Westdeutschlands sieht man auf Schritt 

 

und Tritt so viele ärmlich gekleidete 

 

und abgehärmte Menschen wie in Kiel. 

 

Nirgendwo droht die Hoffnungslosig-
keit so sehr allen Aufbauwillen zu un-
terdrücken."24 

 

Das Land Schleswig-Holstein mit sei-
nem im Vergleich zu den anderen Län-
dern der Bundesrepublik hohen Anteil 

 

an Flüchtlingen und seiner geringen In-
dustriedichte und der daraus resultie-
renden hohen Arbeitslosenquote von 

 

23%25 wird mit dem Etikett „Alters-
heim, Kinderheim und Krankenhaus der 

 

[ehemaligen] Westzone" belegt. Nach 

 

dem Bericht würde die „katastrophale 

 

Notlage Schleswig-Holsteins" dazu füh-
ren, daß das Land ohne Hilfe der ande-
ren Länder überhaupt nicht mehr le-

bensfähig sei. 

 

Nach den Ausführungen zur Situation 

 

in Schleswig-Holstein konzentriert sich 

 

der Bericht auf die Lage in Kiel. Dabei 

 

'rd von der Grundannahme ausgegan-
gen, daß „alle Momente, die Schleswig-
Holstein zu dem gemacht haben, was es 

 

ist, für Kiel [...] in noch weitaus vergrö-
ßertem Maße gelten."26 Diese These 

 

wird von der Fürsorgerin Andrae mit 

 

einer Fülle von Daten und Fakten unter-
mauert. 

 

Unter dem Vorbehalt, das diese nicht 

 

durch Quellenhinweise gestützt sind, 

 

sollen einige der Angaben im folgenden 

 

wiedergegeben werden, da sie m. E. die 

 

Voraussetzungen für die freie Wohl-

fahrtspflege in Kiel kurz nach der Grün-

dung der Bundesrepublik recht an-
schaulich darstellen.27 

 

Nach der Währungsreform stieg die 

 

Zahl der Arbeitslosen in Kiel ständig an 

 

und übertraf den bisherigen Höchst-
stand von 1932. Im Juni 1949 waren in 

 

Kiel 25.538 Menschen arbeitslos gemel-
det (19.300 Männer und 6.238 Frauen), 

 

was einen Anstieg um 5.000 seit März 

 

1949 bedeutete. Die Zahl der Kieler 

 

und Kielerinnen, die vom städischen 

 

Wohlfahrtsamt Unterstützung bezogen, 

 

stieg seit der Währungsreform um 50%. 

 

Der Kreis der Unterstützungsempfänger 

 

bestand im Juli 1949 aus 11.767 Partei-
en mit 20.143 Personen und setzte sich 

 

aus Flüchtlingen und Familien von 

 

Kriegsgefangenen und Vermißten (4.670 

 

Personen), ehemaligen Wehrmachtsan-

gehörigen (5.050 Personen) und den 

 

Empfängern der allgemeinen Fürsorge 

 

(10.423 Personen) zusammen. 

 

Die Addition dieser Zahlen mit der 

 

Anzahl der Bezieher von Arbeitslosen-
unterstützung und Arbeitslosenfürsorge 

 

ergibt, daß im Sommer 1949 ca. 1/3 der 

 

Kieler Bevölkerung auf öffentliche Un-
terstützung angewiesen war. Die Unter-
stützungssätze beim Wohlfahrtsamt be-

trugen
-
damals für eine Einzelperson 36 

 

DM monatlich, für jedes weitere Fami-
lienmitglied über 16 Jahren 22,50 DM 

 

monatlich und für Familienmitglieder 

 

unter 16 Jahren 20 DM monatlich. 

 

Außerdem wurde die Miete bezahlt. 

 

Bei einer für Kiel offiziell angege-
benen Lebenshaltungsindexziffer von 

 

140,20 DM - die tatsächliche soll nach 

 

Angaben der Verfasserin erheblich hö-
her gelegen haben - reichte weder die 

 

Unterstützung im Rahmen der Arbeits-
losenversicherung noch die vom Kieler 

 

Wohlfahrtsamt gezahlte zum Bestreiten 

 

des Lebensunterhaltes. Doch auch die-

jenigen, die ihren Arbeitsplatz noch 

 

nicht verloren hatten, bewegten sich mit 

 

ihren Bruttolöhnen zwischen durch-
schnittlich 160 DM brutto für eine un-
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29.August 1950. 

 

An das. 

 

Polizeipräsidium K i e 1. 

 

Betr.: Erlass von Gebühren. 

 

In zunehmendem Maße kommen zu uns völlig mittellose Aus-
wanderer und neuerdings auch solche Leute, die eine Einweisung in 

 

ein Lungensanatorium in der Schweiz bekommen haben, die nicht in 

 

der Ißge sind, die von ihnen geforderten Paßgebühren zu zahlen. 

 

in dem eitlen Fall handelt. es sich um einen Arbeitslosen (Welt 

 

Decjerzabek, Sophienblatt 33, •geb. in Böhmen), der die MögliC4eit 

 

hat, in Schweden unterztlkommen und für den Paß DM 15,-- benötigt, 

 

die er nicht aufbringen kann. Bei meinen persönlichen Rücks.r.rechen 

 

mit dem Arbeitsamt, Fürsorgeamt, Arbeitsministerium uud Beratungs-
stelle für Auswanderungsfragen .hat sich herausgestellt, dell es" 

 

praktisch nicht möglich ist, .daß von irgendeiner Stelle die Faßge-
bühren bezahlt werden. Der Leiter der Paßstelle, Herr Petersen, sag 

 

mir, daß ein Erlass nicht möglich •wäre, da der Engländer die Sachen 

 

erst nach Bezahlung der DM 15,-- bearbeitet. 

 

Im 2.. Fall handelt es sich um einen Mann, der seit 2 Zehren 

 

lungenkrank ist (Esemann, Westring p22) und Frau und 2 Kinder hat. 

 

Seit. seiner Krankheit bezieht die Familie Tbc-Hilfe. Nach vielen 

 

Verhandlungen und Uberwindung großser Schwierigkeiten ist es jetzt 

 

endlich gelungen, daß Herr Esemann über das Gesundheitsamt nach 

 

der Schweiz in ein Lungensanatorium verschickt wird. Es ist aber 

 

unmöglich, daß Herr Esemann neben. den Fahrkosten auch noch DM 15,--
Paßgebdhren aufbringen kann. Es hat sich herausgestellt, ,:a0 weder 

 

das Gesundheitsamt noch das _Fürsorgeamt in der Lage sind, diesen 

 

Betrag zu zahlen. • 

 

Damit überhaupt sowohl dieser Auswanderer nach Sam eden 

 

kommt als euch Herr Esemann diese für sein Leben so-dringend not-
wendige Reise antreten_ kann, blieb keine andere Möglichkeit, daß 

 

aus Mitteln der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege die 

 

Paßgebühren bezahlt wurden. 

 

_Nach unserer Ansicht ist es aber nicht zu verantworten, 

 

daß die wenigen Gelder, die unter grössen Mühen von den ehrenamtl. 

 

Helfer ,und Helferinnen der freien Wohlfahrtsverbände gesammelt und 

 

die von den Kieler Bürgern gespendet werden, UM damit wirklich 

 

soziale Notstände zu lindern, als Gebühren in eine Behördenkasse 

 

zurückfliessen. Es muß hier ein Weg gefunden werden, daß für diese 

 

ganz dringenden Notfälle ein Erlass erfolgen kann. 

 

Wir bitten daher dringend und herzlich, in solchen Fällen 

 

keine Gebühren zu erheben. 
r 

 

Y. • 

 

?Pastor Plath) 

 

Vorsitzender 

 

Abb. 3: Pastor Plath wendet sich mit der Bitte um Erlaß der Paßgebühren 

 

an Oberbürgermeister Gayk 
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gelernte Kraft und 220 DM für einen 

 

Facharbeiter am Rande des Existenz-
mittimtuns. 

 

Aufschlußreich ist der in dem Bericht 

 

gezogene Vergleich zu dem Einkom-
men eines schwedischen Arbeiterneh-

mers, wonach dieser bei damals glei-
cher Kauflcraft von DM und schwedi-
scher Krone durchschnittlich zwischen 

 

500 und 550 Kronen verdiente. 

 

Folgende Bevölkerungsteile wurden 

 

als besonders benachteiligt dargestellt: 

 

• Diejenigen, die schon lange ar-
beitslos waren, aus der normalen Ar-

beitslosenunterstützung auscheiden muß-
ten und nur Arbeitslosenfürsorge er-
hielten. Diese Art der Unterstützung 

 

konnte bis zu 60 DM monatlich unter 

 

dem vom Wohlfahrtsamt gezahlten Für-

sorgesatz liegen und daher ein zusätz-
liches Aufkaufen von Lebensmittelkar-
ten unmöglich machen. 

 

• Alleinstehende Frauen mit Kin-

dern, die, selbst wenn sie Arbeit ge-
funden hätten, diese auf Grund ihrer 

 

Erziehungs- und Betreuungsverpflich-
tungen nicht hätten annehmen können. 

 

Die Möglichkeit zur Heimarbeit, die ei-
ne Alternative dargestellt hätte, gab es 

 

in Kiel nicht. Ebenso fehlte es an Krip-
pen, Heimen und Kindergärten. Nach 
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dem Bericht ist der Lebensunterhalt in 

 

solchen Fällen meistens auch durch die 

 

Kinder gesichert worden, die „Altpapier 

 

aller Art sammelten oder sonst einer 

 

Nebentätigkeit nachgingen". 

 

• Die ehemaligen Wehrmachtsan-

gehörigen, die schon vor dem 2. Welt-
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schen Zuständen im Sommer 1949 ent-
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schen Ausblick: „Ob und wann der in-
nere und äußere Wiederaufbau Kiels 

 

beendet sein wird, ob es überhaupt je 

 

möglich ist, ein gesundes Gemeinwesen 

 

zu schaffen, in dem jeder Bürger sich 

 

selbst die Grundlagen für seine Existenz 

 

erarbeiten kann, lässt [sic!] sich heute 

 

noch nicht übersehen."28 
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Interessant und sachlich falsch zugleich ist die Gleich-

setzung von V.V.N. und Kommunistischer Partei. Auch 

 

wenn sich die meisten der das NS-Regime überleben-

Abbildungsnachweis: 

 

den Kommunisten in der V.V.N. organisierten, handelte 

 

es sich zu keiner Zeit um eine KPD-Unterorganisation. 

 

22. Ebenda. 

 

23. AGW KI, Sitzungsprotokolle, 29.04.1949. 

 

24. Zitiert in: AGW KI, Sitzungsprotokolle, „Bericht 

 

über die Lage in Kiel", 28.07.1949. 

 

25. Stand Juni 1945 (zum Vergleich: In Nordrhein-West-
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26. AGW KI, Sitzungsprotokolle, „Bericht über die 
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27. Zu allen Angaben im folgenden vgl. ebenda. 
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Abb. 1: Stadtarchiv Kiel 

 

Abb. 2: Archiv Björn Marnau; Kiel 

 

Abb. 3: AGW KI, Briefe und Anträge 1945-1950. 
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